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Vorblatt 


Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Nach geltendem Recht unterliegen als Schaumwein nur solche 
aus Traubenmost oder Wein gewonnene Erzeugnisse der 
Schaumweinsteuer, die mindestens einen Kohlensäuredruck 
von 3 atü (bei 20° C) aufweisen. Es werden zunehmend Erzeug- 
nisse mit einem geringeren Kohlensäuredruck eingeführt und in 
typischen Sektflaschen unter Bezeichnungen wie „französischer 
Sekt" oder „vin mousseux" angeboten. Dadurch werden die 
Erzeuger vollwertigen Sekts mehr und mehr wirtschaftlich be- 
nachteiligt und das Schaumweinsteueraufkommen beeinträch- 
tigt. 

Die Bundesregierung hat der EG-Kommission 1967 auf deren 
Drängen mitgeteilt, die Steuervergünstigung für die Verwen- 
dung inländischer Grundweine zur Schaumweinherstellung (§10 
Schaumweinsteuergesetz) müsse bis zum Wirksamwerden der 
EWG-Weinmarktordnung aufrechterhalten werden; die EWG- 
Weinmarkt Ordnung ist am 1. Juni 1970 wirksam geworden. 


B. Lösung 

Die Schaumweinsteuerpflicht soll auf die vorstehend bezeich- 
neten Erzeugnisse mit einem Kohlensäuredruck von weniger 
als 3 atü ausgedehnt werden. 

Die Schaumweinsteuererstattung nach § 10 Schaumweinsteuer- 
gesetz soll 1972 (Regierungsvorlage: 1971) auslaufen. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Mit der modifizierten Übernahme der Regierungsvorlage 
— Drucksache VI/1871 — hat sich der korrespondierende Antrag 
der Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach), Lampersbach, Gewandt, 
Bremm und Genossen — Drucksache VI/1635 — erledigt; der 
Antrag hatte es für die Begriffsabgrenzung der dem Schaum- 
wein gleichzubehandelnden Erzeugnisse auch auf für Schaum- 
wein typische Geschmacks- und Geruchsmerkmale abgestellt. 

Der Stellungnahme des Bundesrates, nach der § 10 Schaumwein- 
steuergesetz unbegrenzt fortbestehen soll, konnte nicht ent- 
sprochen werden. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. Der Gesetzentwurf dient der Siche- 
rung des Schaumweinsteueraufkommens. 

Die Aufhebung des § 10 Schaumweinsteuergesetz führt zu einer 
Verbesserung des Steueraufkommens um 0,5 bis 1 Million DM 
jährlich ab 1974. 
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Sdiriftlidier Beridit 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 

— Drucksache VI/1871 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach), 
Lampersbach, Gewandt, Bremm und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schaumweinsteuer- 
gesetzes 

— Drucksache VI/ 1635 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kahn-Ackermann 


Die Gesetzentwürfe wurden in der 90. und 103. 
Sitzung des Deutschen Bundestages vom 20. Januar 
1971 und 3. März 1971 jeweils dem Finanzausschuß 
und mitberatend dem Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit überwiesen. Die Ausschüsse haben 
die beiden Vorlagen zusammengefaßt; der mitbe- 
ratende Ausschuß hat über sie am 4. März 1971 und 
der Finanzausschuß am 11. März 1971 beraten. 

Beide Gesetzentwürfe verfolgen das Ziel, die Er- 
zeuger vollwertiger Schaumweine gegenüber der 
zunehmenden Verbreitung von alkohol- und kohlen- 
säurehaltigen Getränken, die weniger als 3 atü (bei 
20 ° C) Kohlensäuredruck laufweisen und in täu- 
schender Aufmachung angeb oten werden, zu schüt- 
zen und das Schaumweinsteueraufkommen zu er- 
halten; die Regierungsvorlage stellt es bei der Be- 
griffsabgrenzung für diese Erzeugnisse allein auf 
objektive Merkmale (Schaumweinflaschen, für 
Schaumwein handelsübliche Aufmachung) ab, so daß 
Untersuchungen auf Geruchs- und Geschmacksmerk- 
male sowie auf Begleitstoffe aus der alkoholischen 
Gärung nicht erforderlich sind 

Die Regierungsvorlage sieht außerdem eine Auf- 
hebung der Schaumweinsteuererstattung für die Ver- 
wendung deutscher Grundweine zur Schaumweinher- 


stellung vor (§ 10 Schaumweinsteuergesetz); die 
Erstattung soll letztmals für inländische Grund- 
weine gewährt werden, die 1971 auf genuß fertigen 
Traubenschaumwein verarbeitet werden. Der Bun- 
desrat hat der Streichung des § 10 Schaumwein- 
steuergesetz widersprochen. 

Der Finanzausschuß ist hinsichtlich der Ausdeh- 
nung der Schaumweinsteuer mit Mehrheit ider Re- 
gierungsvorlage gefolgt, weil (er verwaltungsauf- 
wendige Untersuchungen vermieden wissen will 
und keine Notwendigkeit sieht, auch sonstige 
Fruchte rzeugnisse, die nicht die Weintraube als Ur- 
sprungsprodukt haben, unter bestimmten Bedingun- 
gen der Schaumweinsteuer zum vollen Steuersatz 
für Traubenschaumwein zu unterwerfen. 

Der Finanzausschuß hat sich auch eingehend mit 
der Frage befaßt, ob eine Aufhebung des § 10 
Schaumweinsteuergesetz auf Grund des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaften zwingend sei. Hierbei 
war davon auszugeihen, daß im Rahmen der EWG 
allein für luxemburgische Weine im Verhältnis zu 
den Beneluxstaaten ein nationaler Vorbehalt ange- 
meldet worden ist, der in einer anderen Form Son- 
derrechte für Luxemburg bestehen läßt. Es wurde 
im Ausschuß die Meinung vertreten, auch die Auf- 
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hebung des § 10 des deutschen Schaumweinsteuer- 
gesetzes sei nicht zwingend geboten und die Bundes- 
regierung könne noch vergleichbare Vergünstigun- 
gen für den deutschen Wein ln Verhandlungen mit 
der Kommission anstreben. Die Mehrheit des Aus- 
schusses war dagegen der Auffassung, allenfalls 
hinsichtlich des Zeitpunktes der Aufhebung des § 10 
Sdiaumweinsteuergestz sei noch ein begrenztes 
nationales Ermessen gegeben. Der Ausschuß kam 
schließlich mit Zustimmung des Vertreters der Bun- 


desregierung überein, die Aufhebung um ein wei- 
teres Jahr hinauszuschieben. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat in seiner Stellungnahme, unter 
Verzicht auf eine Meinungsbildung zu den wirt- 
sdiafts- und steuerrechtlichen Problemen, die Ge- 
setzesinitiativen begrüßt und empfiehlt, dem Re- 
gierungsentwurf — Drucksache VI/1871 — zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 16. März 1971 


Kahn-Adkermann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — ■ Drucksache VI/1871 — mit 
der Maßgabe, daß 

a) in Artikel 2 die Jahreszahl „1971" durch 
„1972" ersetzt wird, 

b) Artikel 5 wie folgt gefaßt wird: 

„Artikel 5 

Artikel 1 Nr. 3 und 4 tritt am 1. Juli 1973 
in Kraft. Im übrigen tritt dieses Gesetz am 
Tage nach der Verkündung in Kraft", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 1635 — für 
erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. März 1971 


Der Finanzausschuß 


2 


Dr, Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Kahn-Ackermann 

Berichterstatter 



